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„Es ist eine rechtspolitische Aufgabe ersten Ranges,  
diesen Weg der privaten Rechtsbelehrungspflicht weiter auszubauen.“1

Einführung

§ 1  Problemstellung

Gegenstand der nachfolgenden Untersuchung ist die Frage, inwieweit sich 
der gesetzgeberische Weg hin zu einer sukzessiven Entwicklung von privaten 
Rechtsbelehrungspflichten in verschiedenen Bereichen des Vertragsrechts zu ei-
nem System zusammenfügt und ob ein solcher Ausbau, wie Rehbinder ihn mit 
Nachdruck fordert, tatsächlich zu befürworten ist.

Das deutsche Vertragsrecht wird immer mehr durch europarechtliche Vorga-
ben geprägt. Nach und nach werden, vornehmlich mithilfe von Richtlinien, die 
Rechtsverhältnisse zwischen Privaten in den Mitgliedstaaten angeglichen. Da-
ran anknüpfende nationale Umsetzungsgesetze prägen das Zivilrecht in seiner 
heutigen Gestalt dabei außerordentlich. Diese Europäisierung des Vertragsrechts 
und die damit ebenfalls einhergehende Normierung privater Rechtsbelehrungs-
pflichten schreiten qualitativ wie quantitativ immer weiter voran. Bei alledem 
darf aber nicht aus den Augen verloren werden, dass Rechtsbelehrungspflichten 
nicht nur ein Kind der Europäisierung des BGB sind. Denn es war gerade der 
nationale Gesetzgeber, der erstmalig ohne Richtlinienvorgaben in Bezug auf Be-
lehrungspflichten aktiv wurde. Auch heute noch lassen sich an einzelnen Stellen 
rein nationale Regelungen ausfindig machen, wie beispielsweise im Bereich des 
deutschen Mietrechts.

Die Konsequenz derartiger gesetzgeberischer Aktivitäten ist eine Wand-
lung des Charakters des Privatrechts. Ein Grundgedanke des alten bürgerlichen 
Rechts lautet, dass jeder Mensch selbst in der Lage sein muss, „seine Interessen 
wahrzunehmen“, was das Erkennen der eigenen Rechte mitumfasst.2 Hier zeigt 
sich das Leitbild des BGB, welches den Menschen als geschäftskundig und eigen-
verantwortlich einstuft.3 Allerdings haben sowohl der gesellschaftliche wie auch 
der wirtschaftliche Wandel des Lebens im Laufe des 20. Jahrhunderts bis heute 

1 Rehbinder, Rechtssoziologie, S. 132.
2 Leipold, in: FS Liebman IV, S. 2693, 2708 (Hervorhebung im Original).
3 Taupitz/Wille, JA 2005, 385.
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einen Handlungsbedarf geschaffen, dem der Gesetzgeber unter anderem mit der 
Normierung von privaten Rechtsbelehrungspflichten begegnet ist.

Rechtsbelehrungen sind gekennzeichnet durch ihren Schutzcharakter und 
mithin Schutzinstrumente im modernen Zivilrecht. Durch die Zurverfügungstel-
lung der Information über Rechte wird eine Vertragspartei neuerdings, bildlich 
gesprochen, an die Hand genommen. Es wird ihr von dem Vertragspartner ein 
Teil dessen abgenommen, was grundsätzlich zum eigenen Aufgabenkreis gehört: 
sich um sein Recht selbst zu kümmern. Dem Vertragspartner dagegen kommt 
hierdurch eine Aufgabe zu, die grundsätzlich nicht seinen Interessen entspricht. 
Werden zunehmend Pflichten zur Rechtsbelehrung in Gesetzesform gegossen, 
so hat dies gezwungenermaßen eine Verschiebung der Verantwortungsbereiche 
unter den Vertragsparteien zur Folge. Einer Partei wird ein Mehr an Verantwor-
tung aufgebürdet, während die andere Vertragspartei daraus verschiedene Vor-
teile ableiten kann – sei es aus dem Informationsgewinn durch die Belehrung 
über das Recht als solche oder auch den Folgen, die sich aus etwaigen Fehlern bei 
dem Belehrungsvorgang ergeben. Die gesetzgeberischen Vorgaben beeinflussen 
mithin das Gleichgewicht zwischen den Vertragspartnern nachhaltig. Das daraus 
folgende Über-/Unterordnungsverhältnis erinnert viel mehr an öffentlich-rechtli-
che Wertungen als an das auf dem Prinzip der Gleichordnung aufgebaute Zivil-
recht.4 Es stellt sich infolgedessen die Frage nach einer strukturellen Veränderung 
unseres Zivilrechtssystems.

Aufgrund der Verfolgung von rein punktuellen Regelungsansätzen wird vor 
allem Richtlinien eine systemlose Entwicklung vorgeworfen.5 Ebenso problema-
tisch ist, dass die verschiedenen Belehrungspflichten in einer Vielzahl von sepa-
raten Gesetzgebungsakten verabschiedet wurden. Die relevanten Rechtsquellen 
bleiben dabei unübersichtlich wie auch inkonnex. All diese Faktoren lassen es 
fraglich erscheinen, ob und inwieweit im Bereich der Rechtsbelehrungspflichten 
überhaupt ein homogenes Konzept befolgt wird oder ob es sich insgesamt nur um 
punktuelles Stückwerk des Gesetzgebers handelt. Entscheidet sich der Gesetzge-
ber jedoch dafür, private Rechtsbelehrung an einzelnen Stellen in der Rechtsord-
nung einzusetzen, ist von ihm zu verlangen, dass er sich dieser Frage in einem 
grundsätzlichen und generellen Sinne annimmt.6 Man kann sich auf den ersten 
Blick allerdings nicht des Eindrucks erwehren, dass ein unreflektierter Ausbau 
getreu dem Motto „je mehr, desto besser“ stattfindet.

Mit der vorliegenden Arbeit soll daher der Versuch unternommen werden dar-
zulegen, inwieweit sich die einzelnen privaten Rechtsbelehrungspflichten in ein 
System zusammenfügen lassen. Es fällt nämlich schwer, hinter verschiedenen 

4 Leipold, in: FS Liebman IV, S. 2693, 2708 f.
5 Roth, JZ 2001, 475, 480.
6 So auch ausdrücklich Noll, S. 202.
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Einzelregelungen einen oder mehrere sich durchziehende Grundgedanken zu 
erkennen. Hier soll durch eine Analyse der verschiedenen Vorschriften, welche 
private Rechtsbelehrungen normieren, eine Systematisierung dieses Rechtsins-
tituts erfolgen, um sich in diesem immer größer werdenden Paragrafendickicht 
zukünftig besser zurechtfinden zu können. Eine ganzheitliche Untersuchung, 
welche die Rechtssetzungstechnik der Verpflichtung Privater zur Rechtsbeleh-
rung als ein übergreifendes Phänomen des Vertragsrechts würdigt, fehlt bislang 
in der rechtswissenschaftlichen Literatur.7 Diese sich auftuende Lücke versucht 
die vorliegende Arbeit zu schließen.

§ 2  Terminologische Ein- und Abgrenzung 
des Untersuchungsgegenstandes

Um einen Einstieg in die Thematik und einen Umriss der Arbeit zu ermög-
lichen, werden zunächst terminologische Fragen erörtert. Die Untersuchung 
bewegt sich auf dem Gebiet des teilweise europäisierten Privatrechts. Daher ist 
zunächst zu bestimmen, was unter diesem Begriff zu verstehen ist.

Das Ziel ist der Arbeit ist es, in diesem Gebiet eine bestimmte Art der Be-
lehrungsverpflichtung zu untersuchen. Das geltende Recht sieht im Bereich des 
Vertragsrechts eine Fülle von Verpflichtungen zur Informationserteilung vor. 
Dabei werden zum Teil auch unterschiedliche Begrifflichkeiten verwendet. Die 
vorliegende Arbeit befasst sich ausschließlich mit speziellen Belehrungspflichten 
bezüglich Rechten, die der Gesetzgeber vorgesehen hat. Wie sich diese Art der 
Belehrung in den terminologischen Kontext einordnen lässt, soll sodann Gegen-
stand der folgenden Ausführungen sein.

I.  Der Forschungsrahmen

Das Privatrecht ist das Rechtsgebiet, welches das Verhältnis von Bürger zu 
Bürger regelt. So hat es als Ziel, die Rechtsbeziehungen zwischen den Menschen 
untereinander zu ordnen.8 Der Begriff des Privatrechts lässt sich auf verschiedene 
Möglichkeiten mit europäischen Zusätzen kombinieren. Diese können Aufschluss 
über die Herkunft der jeweiligen Normen geben. So unterscheidet vor allem Mül-
ler-Graff zwischen drei verschieden Ebenen des Privatrechts mit europäischem 

7 Querverbindungen zur Vorgehensweise des modernen Gesetzgebers, Private zur Be-
lehrung über verschiedene Rechte zu verpflichten, finden sich, wenn überhaupt, nur in An-
sätzen, so etwa bei Leipold, in: FS Liebman IV, S. 2693, 2707 – 2709; Rehbinder, Rechts-
soziologie, S. 132; Krüger, S. 104 – 108; Riesenhuber, System und Prinzipen, S. 379 – 383; 
Noll, S. 190 und 202; Ryffel, S. 276.

8 Köhler, BGB AT, § 2 Rn. 2.


